
Ausbildung wird  
neu geregelt

Es gehört zu der seit vielen Jahr-
zehnten erhobenen Forderung 
einer verantwortungsvollen Ver-

kehrspolitik, Güter verstärkt auf die „al-
ternativen Verkehrsträger“ Schiene und 
Wasserstraße zu verlagern. So ist es auch 
im aktuellen Koalitionsvertrag der Bun-
desregierung zu lesen. Deshalb mag es 
freuen, dass das Verkehrsministerium 
nun mit einem eigens geschneiderten 
„Masterplan Schienengüterverkehr“ den 
Worten Taten folgen lässt. Ausgespro-
chen unerfreulich ist aber, dass der Plan 
Aktionen beinhaltet, die deutlich in den 
Wettbewerb gegenüber der Binnen-
schifffahrt eingreifen, die bekanntlich 
in den gleichen Gütersegmenten wie 
die Bahn tätig ist. Die vorgesehene Hal-
bierung der Trassenpreise mit daraus 
resultierenden Kostenvorteilen für die 
Kundschaft wird in erster Linie die Bin-
nenschifffahrt treffen, die sich – ohne 
die freundliche millioneneuroschwere 
Kostenentlastung durch den Staat – auf 

die niedrigeren Angebote der Bahn ein-
lassen muss. Verblüffend, dass keiner 
der für diese Maßnahme Verantwortli-
chen die drohende Wettbewerbsverzer-
rung gesehen hat. BDB-Präsident Martin 
Staats hatte hierzu bereits auf dem Parla-
mentarischen Abend im Frühjahr in Ber-
lin deutliche Worte gefunden. Da sowohl 
Schiff als auch Schiene es nicht schaffen, 
der Straße nennenswerte Gütermengen 
abzuringen, sollte ein „Masterplan Gü-
terschifffahrt“, aufgelegt durch die neue 
Bundesregierung, wohl ein sachdienli-
ches Mittel sein: Das bringt die Verkehrs-
verlagerung weiter auf den Weg – und 
begegnet der von keinem gewollten 
Verschärfung der Konkurrenz zwischen 
Schiff und Schiene. Mehr hierzu, zu den 
neuen Bestimmungen zur Aus- und Wei-
terbildung in der Binnenschifffahrt, zu 
den stockenden Containerabfertigungen 
in den Seehäfen und zur Digitalisierung 
in der Schifffahrt lesen Sie in diesem Heft.  
Viel Spaß bei der Lektüre.   Jens Schwanen
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Mit dieser Schlagzeile der 
Deutschen Presseagen-
tur (dpa) hat der BDB sich 
Mitte Juni 2017 öffentlich 

Gehör verschafft. Hintergrund ist, dass 
die Politik eine drastische Absenkung 
der Trassenpreise für die Güterbahn 
plant. Hierdurch sollen Güter von der 
Straße auf die Schiene gelockt werden. 
Der BDB ist sich jedoch sicher: Dieses er-
klärte Ziel wird so nicht erreicht. „Man 
kann nicht hingehen und einfach sa-
gen, ich reduziere mal die Trassenprei-
se, und dann habe ich die Ideallösung 
für die Entlastung der Straße gefunden. 
So wird es nicht funktionieren“, sagte 
BDB-Geschäftsführer Jens Schwanen 
der Deutschen Presse-Agentur in Berlin. 
„Das ist nicht gerechnet, das folgt auch 
keiner inneren Logik.“ 

Verkehrsminister Alexander Do-
brindt (CSU), ansonsten der Binnen-
schifffahrt durchaus gewogen, ist ein 

Freund und Förderer dieser Maßnah-
me. In seinem kürzlich vorgestellten 
„Masterplan Schienengüterverkehr“ 
ist sie ein Baustein in einem ganzen 
Bündel an Projekten, um der Schiene 
zu mehr Bedeutung zu verhelfen, denn: 
„Der Marktanteil des Schienengüter-
verkehrs an der gesamten Transport-
leistung ist im Güterverkehr über die 
vergangenen Dekaden deutlich gesun-
ken“, heißt es einleitend in der Unter-
lage. Was im Masterplan jedoch uner-
wähnt bleibt: Die angestrebte knappe 
Halbierung der Trassenpreise würde 
eine Kostenentlastung von rund 360 
Millionen Euro jährlich für alle Güter-
bahnbetreiber bedeuten. Für die Ein-
nahmeausfälle müsste der Steuerzahler 
aufkommen. Und es dürfte für die Steu-
erzahler noch viel teurer werden: Wie 
zu erwarten war, fordert nun auch der 
Personenverkehr auf der Schiene diese 
Preisreduzierung für sich ein.

DSLV beurteilt  
MaSSnahme kritisch
Skeptisch äußert sich auch der Spedi-
tions- und Logistikverband DSLV zu 
diesem Vorschlag: „Marktbefragungen 
zufolge werden selbst bei einer Hal-
bierung der Trassenpreise Senkungen 
der Angebotspreise im Schienensek-
tor zehn Prozent nicht übersteigen. 
Ohne nachhaltige Leistungsverbesse-
rung wird deshalb keine Preissenkung 
wirken“, heißt in dem im April 2017 
vorgestellten Positionspapier zur Stär-
kung der Schiene. „Einer politisch mo-
tivierten Subventionierung sollte eine 
sorgfältige Analyse des tatsächlichen 
Verlagerungspotenzials bestimmter 
straßenaffiner Gütergruppen voran-
gehen, da sich ansonsten allein die 
Systeme Schiene und Wasserstraße ge-
genseitig kannibalisieren, ohne einen 
echten Entlastungseffekt für die Straße 
zu erzielen“, so der DSLV. 

Der BDB ergänzt: Es fehlt bisher die 
Analyse, welche Güter und welche Men-
gen sich konkret durch diese Maßnahme 
überhaupt von der Straße auf die Schie-
ne verlagern lassen. Nicht jede Lkw-La-
dung ist bahnaffin. Es ist vielmehr daran 
zu erinnern, dass beim Transport von 
Massengütern wie Kohle, Erzen, Baustof-
fen, Chemieprodukten und Containern 
vor allem Bahn und Binnenschiff mit-
einander konkurrieren. Es liegt also auf 
der Hand, dass hier in etablierten Märk-
ten Wettbewerbsvorteile für die Schiene 
geschaffen werden.

Brandbrief von BDB und BÖB  
an Minister Dobrindt
Wollte man die Binnenschifffahrt be-
zogen auf die Transportmengen in 
Deutschland in ähnlicher Weise för-
dern, so müsste man diese mit unge-
fähr 230 Mio. Euro subventionieren, 
denn allzu groß sind die Gütermen-

Senkung der Trassenpreise für Güterbahn empört die Binnenschifffahrt

Vermeintliche Verlagerungsstrategie 
verschärft den Wettbewerb
„Die deutschen Binnenschiffer wehren sich gegen eine pauschale Kostensenkung für 
den Schienengüterverkehr. Die diskutierte Halbierung der Trassengebühren für die Gü-
terbahnen in Deutschland würde hauptsächlich zu Lasten des Transports auf den Was-
serstraßen gehen, kritisiert der Bundesverband der Deutschen Binnenschifffahrt (BDB).“
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genunterschiede zwischen Bahn und 
Schiff nicht: Mit Schiffen wurden in 
Deutschland im vergangenen Jahr 221 
Millionen Tonnen Güter transportiert. 
Mit der Eisenbahn waren es nach Anga-
ben des Statistischen Bundesamts 364 
Millionen Tonnen. „Man könnte u.a. die 
Wasserstraßengebühren vollständig 
abschaffen“, heißt es in einem Schrei-
ben des BDB und des BÖB an Minister 
Dobrindt in der Angelegenheit. Dieser 
Vorschlag zielt auf eine Maßnahme im 
Bundesverkehrsministerium: In dessen 
Auftrag wird zurzeit ein Gutachten 
zur „wettbewerbsneutralen Verein-
heitlichung der Schifffahrtsgebühren“ 
erstellt. Das wird an verschiedenen 
Stellen nun als pikanter Vorgang be-
trachtet: Während die Schifffahrtsabga-
ben mit wissenschaftlicher Akribie neu 
tariert werden, erfolgt die Trassenpreis-
halbierung im Wege eines politischen 
Husarenstücks – „ohne Beteiligung der 
Fachabteilungen im Ministerium“, so 
ist zu hören. „Wir bitten Sie dringend, 
die pauschale Absenkung der Kosten 
des Schienengüterverkehrs zu über-
denken und einen differenzierten An-
satz zu verfolgen“, appellieren deshalb 
BDB-Präsident Martin Staats und BÖB-
Präsident Rainer Schäfer in ihrem Brief 
an Minister Dobrindt.

Gewissensbisse bei  
Trassenpreisreduzierung
Die Sorge, dass eine Trassenpreisredu-
zierung für den Schienengüterverkehr 
das Binnenschiff kannibalisiert, statt 
Güter von der Straße zu holen, wird 
laut „Verkehrsbrief“ von der Politik ge-
teilt. Das machten sowohl Verkehrs-
staatssekretär Enak Ferlemann als auch 
Umweltstaatssekretärin Rita Schwar-
zelühr-Sutter Mitte Mai 2017 auf einer 
gemeinsamen Veranstaltung mehrerer 
Bahnverbände und der Bahngewer-
kschaft EVG deutlich. Lösungen, wie 
diese Gefahr ausgeräumt werden kann, 
hatten sie aber nicht anzubieten. Auch 
die Verbände zeigten sich laut „Ver-
kehrsbrief“ ratlos: Ludolf Kerkeling vom 
Güterbahnverband NEE sagte, man 
habe diese Frage hin- und herdiskutiert, 
aber keine Lösung gefunden. Jürgen 
Tuscher vom Wagenhalterverband VPI 
regte an, die Trassenpreisreduzierung 
nach Marktsegmenten zu differenzie-
ren: Während der Ganzzugverkehr im 
allgemeinen keine Erleichterung be-
nötige und außerdem am stärksten in 
Konkurrenz zum Binnenschiff stehe, 
müsse der Einzelwagenverkehr – der im 
Übrigen auch am stärksten im Wettbe-

werb mit dem Lkw steht – klar entlastet 
werden. DB-Vorstand Berthold Huber 
lehnte ein derart kompliziertes Modell 
ab. Auch Dirk Flege von der Allianz pro 
Schiene widersprach dem Vernehmen 
nach energisch und machte deutlich, in 
diesem Fall sei „Schnelligkeit wichtiger 
als Genauigkeit“.

Masterplan  
„güterschifffahrt“
Der BDB plädiert für wettbewerbsaus-
gleichende Gegenmaßnahmen, die ab 
Oktober 2017 in neuer Regierungskon-
stellation ergriffen werden müssen: 
„Analog zum Masterplan Schienengü-
terverkehr fordern wir von der Politik 
einen ‚Masterplan Güterschifffahrt“, 
erklärt Verbandsgeschäftsführer Schwa-
nen. Mit wenigen effektiven Maßnah-
men und entsprechender Schützenhilfe 
durch die Politik ließe sich das Potenzial 
auf den Flüssen und Kanälen problem-
los heben und mehr Güterverkehr auf 
das Schiff verlagern. „Im Gegensatz zu 
den anderen Verkehrsträgern gibt es auf 
den Wasserstraßen noch ausreichend 
Platz, um noch mehr Schiffe in Fahrt zu 

setzen und umweltfreundlicheren Gü-
terverkehr ohne Lärmbelästigung für 
die Bevölkerung zu ermöglichen“, erklärt 
Jens Schwanen.

Die Schwerpunkte dieses Master-
plans für die Güterschifffahrt könnten 
sich problemlos an den Inhalten der 
Dobrindt’schen Unterlage orientieren 
und entsprechend angepasst werden: 

�� Leistungsfähige Infrastruktur für 
die Binnenschifffahrt bereitstellen

�� Digitalisierung der Güterschifffahrt 
vorantreiben

�� Technische Innovationen für Bin-
nenschiffe forcieren

�� Schifffahrtsabgaben deutlich redu-
zieren

�� Abgaben- und Steuerbelastung 
begrenzen

�� Aus- und Weiterbildung forcieren

Wichtiger noch als die politische 
Absichtsbekundung eines Masterplans 
wäre dem BDB allerdings, dass den 
schönen Worten dann in kürzester Zeit 
auch tatsächlich Taten für die Schiff-
fahrt folgen würden.

Quelle Destatis. * Vorläufige Zahlen

Quelle Destatis. * Vorläufige Zahlen

Beförderungsmenge im Güterverkehr

Beförderungsleistung im Güterverkehr



4 � BDB Report 3/2017

Mit dem neuen Gesetz schaffen wir einheitli-
che Standards für die Ausbildung von Fach-
kräften auf Europas Flüssen. Das erleichtert 
den Zugang zum Arbeitsmarkt und macht 

das Berufsbild attraktiver. Deutsche Reeder brauchen gut 
ausgebildete Berufseinsteiger und Fachkräfte, das wird in 
Zukunft einfacher“, so MdEP Gesine Meißner, verkehrspoli-
tische Sprecherin der FDP im Europäischen Parlament und 
Berichterstatterin. Bislang herrsche, was die Qualifikationen 
von Binnenschiffern angeht, „ein einziger Flickenteppich auf 
Europas Flüssen“. Damit sei nun Schluss, betonte Meißner.

Die EU-Richtlinie wird die Qualifikation und Befähigun-
gen in der Binnenschifffahrt europaweit vereinheitlichen. 
Die EU-Kommission verfolgt damit das Ziel, das bestehende 
ungleiche Kompetenzniveau in der Ausbildung der Binnen-
schifffahrt mittels einheitlicher Ausbildungswege und Befä-
higungsstandards zu beheben. Hiermit soll die Mobilität der 
Arbeitnehmer der Branche erleichtert werden, da mit den 
„neuen“ EU-Befähigungszeugnissen die Arbeitnehmer der 
Schiffsbesatzung ohne Einschränkungen auf allen EU-Bin-
nenwasserstraßen arbeiten und fahren können. Der BDB hat 
von Anfang an eine Harmonisierung und Vereinheitlichung 

Einigung auf EU-Ebene erzielt:

Anerkennung von  
Berufsqualifikationen erreicht
Am 27. Juni 2017 hat die maltesische Ratspräsidentschaft, die derzeit für die EU-Staaten 
verhandelt, eine „informelle“ Einigung zur Verabschiedung der EU-Richtlinie über die 
Anerkennung von Berufsqualifikationen in der Binnenschifffahrt mit dem Europäi-
schen Parlament erreicht. Damit sind die Verhandlungen zwischen Europäischem Par-
lament, Kommission und Rat (Trilog) über die neue Richtlinie abgeschlossen. 

Die EU hat einen einheitlichen Rahmen für Ausbildung und Qualifikation von Binnenschiffern geschaffen

„
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zwar begrüßt, jedoch immer wieder 
davor gewarnt, dass das Kompetenzni-
veau in der Ausbildung nicht zu stark 
abgesenkt werden darf.

Änderung der deutschen  
Ausbildungsverordnung nötig
Aus den derzeit sehr weit divergie-
renden Anforderungen an die Art der 
Ausbildung (dual/singulär), die Fahr-
zeit und die Streckenkunde in den Mit-
gliedstaaten folgt zwangsläufig, dass 
sich mit Verabschiedung der neuen EU-
Richtlinie zur Vereinheitlichung der Be-
rufsqualifikation das Berufsbild und die 
Ausbildung in den einzelnen EU-Staa-
ten ändern werden. Das hat in Deutsch-
land zur Folge, dass die staatlich 
anerkannte Ausbildung zum Binnen-
schiffer gemäß der Verordnung über die  
Berufsausbildung zum Binnenschiffer/
zur Binnenschifferin (BinSchAusbV) 
überarbeitet werden muss. Hierzu hat 
der BDB bereits mit dem zuständigen 
Referat für berufliche Aus- und Weiter-
bildung im Bundeswirtschaftsministe-
rium (BMWi) Kontakt aufgenommen. 
Der BDB wird sich in Abstimmung mit 
dem Binnenschifffahrtsgewerbe über 
die inhaltlichen Eckwerte und Inhalte 
einer zukünftigen Ausbildungsordnung 
mit den Sozialpartnern zu verständi-
gen haben und einen entsprechenden 
Antrag an das BMWi bzw. das Bundes-
institut für Berufsbildung einreichen. 
Erfahrungsgemäß wird das Verfahren 
zur Änderung einer Ausbildungsord-
nung einige Zeit in Anspruch nehmen, 
so dass die kommenden Ausbildungs-
kurse auf dem Schulschiff „Rhein“ noch 
nach der derzeit gültigen Ausbildungs-
ordnung und dem bekannten Muster 
ablaufen werden.

Die EU-Richtlinie regelt separat 

�� das Einstiegsniveau: Decksleute und 
Auszubildende,

�� die Betriebsebene (=Operational 
Level): Matrose, Bootsmann, Steuer-
mann

�� die Führungsebene (=Management 
Level): Schiffsführer

Schiffsführer wird  
Ausbildungsberuf
Es wird sich bereits die Grundstruktur 
der Ausbildung dahingehend ändern, 
dass der Schiffsführer ein eigenständi-
ger Ausbildungsberuf wird. An die Stel-
le des klassischen Patents tritt dann das 
EU-Befähigungszeugnis für Schiffsfüh-

rer im Management Level. Die Richtli-
nie fördert damit eine Verschulung der 
Ausbildung, wobei aber gleichzeitig 
auch festzustellen ist, dass praktische 
Fahrzeiterfordernisse abnehmen. Da-
nach sieht die Richtlinie zum Beispiel 
folgende Möglichkeiten vor:

�� 2-jährige Ausbildung zum Matrosen 
mit 90 Tagen Fahrzeit,

�� 3-jährige Ausbildung zum Schiffs-
führer mit 360 Tagen Fahrzeit,

�� neue Qualifikationsmöglichkeiten 
für Quereinsteiger zur Matrosen- 
und Schiffsführerbefähigung,

�� verstärkte Ausbildung am Simulator 
als Vorbereitung auf eine spätere 
praktische Fahrprüfung für ange-
hende Schiffsführer. 

Die Qualität wird durch Einführung 
obligatorischer Prüfungen sicherge-
stellt. Lediglich die Befähigung zum 
Matrosen-Motorwart und Maschinist 
werden durch die Richtlinie nicht gere-
gelt.

Die Mindestanforderungen zum Er-
halt eines EU-Befähigungszeugnisses 
sind für die verschiedenen Ebenen in 
Anhang I der Richtlinie geregelt. Die 
Antragsteller für die Betriebs- und Füh-
rungsebene müssen folgende Voraus-
setzungen erfüllen:

�� Mindestalter,
�� Fahrzeitnachweis und Durchlaufen 

eines zugelassenen Ausbildungspro-
gramms inklusive Prüfung oder eine 
staatliche Prüfung,

�� medizinische Tauglichkeit.

Die zu erfüllenden Befähigungsstan-
dards werden per delegierten Rechtsakt 
durch die Kommission erlassen, wobei 
sich die wesentlichen inhaltlichen An-
forderungen aus Anhang II der Richtli-
nie wiederum getrennt nach Betriebs- 
und Führungsebene ergeben. Diese 
betreffen die grundlegenden Anforde-
rungen für die Bereiche der Navigation, 
des Schiffsbetriebs, des Ladungsum-
schlags und der Fahrgastbeförderung, 
der Schiffsbetriebstechnik, der War-
tung und Instandsetzung, der Kommu-
nikation sowie Gesundheit, Sicherheit 
und Umweltschutz.

Streckenkunde-Kompetenz  
verbleibt bei Mitgliedstaaten
Besondere Zulassungen gelten beim 
Schiffsführer für Binnenwasserstraße 
mit maritimem Charakter (altes „A-

Patent“), bei der Radarfahrt, für LNG-
betriebene Binnenschiffe, für Großver-
bände und für Binnenwasserstraßen 
mit besonderen Risiken („Streckenkun-
de“). Insbesondere für die Risikostre-
cken hat der BDB sich erfolgreich dafür 
eingesetzt, dass der Mitgliedstaat, in 
dessen Gebiet der Streckenabschnitt 
mit besonderen Risiken fällt, auch für 
die Prüfung zuständig sein muss und 
ein anderer Mitgliedstaat nur nach des-
sen Zustimmung tätig werden kann. 
Zudem behalten die Mitgliedstaaten 
das Recht, eigenständig zu entscheiden, 
ob auf bestimmten Streckenabschnit-
ten Streckenkunde erforderlich ist und 
welche Anforderungen Schiffsführer 
erfüllen müssen. Die Richtlinie legt fest, 
dass diese Streckenkenntnisse durch:

�� Absolvieren einer bestimmten  
Anzahl an Fahrten,

�� Simulatorprüfung,
�� Multiple Choice Prüfung,
�� mündliche Prüfung oder
�� Kombination aus mehreren  

Varianten

erworben werden können. Die Mit-
gliedstaaten haben nun vier Jahre Zeit, 
die EU-Richtlinie in nationales Recht zu 
transferieren.
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Koalitionsvertrag der neuen NRW-Landesregierung

Flussausbau und Förderung der  
Binnenschiffer stehen auf der Agenda
Der BDB gratuliert Hendrik Wüst zur Ernennung als neuer Verkehrsminister in Nord-
rhein-Westfalen. Der Verband freut sich auf die zukünftige Zusammenarbeit mit dem 
gebürtigen Westfalen und früheren wirtschaftspolitischen Sprecher der CDU-Frakti-
on, der das Amt von Michael Groschek (SPD) übernimmt.

Der BDB sieht im aktuellen Koa-
litionsvertrag der schwarz-gel-
ben Landesregierung zahl- 
reiche gute Anknüpfungs-

punkte, um die Attraktivität der Bin-
nenschifffahrt in NRW noch weiter zu 
steigern: Mit seiner Wasserstraßen- 
und Hafeninfrastruktur ist NRW bereits 
heute anerkanntermaßen das Binnen-
schiffsland Nr. 1 in Deutschland. Die-
sem Anspruch will die Landesregierung 
offenbar weiter gerecht werden.

Potenziale der WasserstraSSen 
besser nutzen
Die Potenziale der Wasserstraßen sol-
len besser genutzt und der energieeffi-
ziente Verkehrsträger Binnenschiff ge-
stärkt werden, heißt es in dem bis 2022 
gültigen Koalitionsvertrag. Dazu wird 
das NRW-Wasserstraßenverkehrs- und 
Hafenkonzept der Vorgängerregierung 

verbessert und schnellstmöglich um-
gesetzt. Der BDB wird sich gerne in die 
konstruktive Weiterentwicklung dieses 
Konzepts aus dem Jahr 2016 einbrin-
gen, wenn es um die Verwirklichung 
der Interessen der Güter- und Fahrgast-
schifffahrt im Land geht. Schließlich 
stellt der Branchenverband in diesem 
Konzept einen der Hauptakteure dar, 
u.a. für die Themenfelder „Sicherstel-
lung einer ausreichenden Ausbildung 
für die Binnenschifffahrt der Zukunft“, 
„Forschung zur Sicherung nachhaltiger 
Mobilität in der Binnenschifffahrt“ und 
„Emissionsarme Binnenschifffahrt“. 

Verbesserungen im  
Kanalnetz angekündigt
Mit innovativen Lösungskonzepten 
sowie unter Ausschöpfung aller tech-
nischen und baulichen Maßnahmen 
sowohl im Bereich der Schiffe als auch 

der Wasserstraßen will die Regierung 
die Voraussetzungen zur Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Nutzung des 
westdeutschen Kanalnetzes schaffen. 
Gegenüber dem Bund wird NRW dabei 
mit Nachdruck auf eine Sanierung der 
Schleusenbauwerke sowie auf die An-
hebung der Fluss- und Kanalbrücken 
hinwirken. Und auch das für die inter-
nationale Binnenschifffahrt und seine 
Kunden so wichtige Projekt der Vertie-
fung des Rheins soll gemeinsam mit 
dem Bund und den anderen Rheinan-
liegerländern vorangetrieben werden. 
Analog zu dem Kooperationsabkom-
men mit dem Hafenstandort Hamburg 
wird nun auch ein Abkommen zur Zu-
sammenarbeit zwischen NRW und den 
für die Binnenschifffahrt überragend 
wichtigen ZARA-Häfen Zeebrügge, 
Amsterdam, Rotterdam und Antwer-
pen geschlossen.

Die neue NRW-Landesregierung will die Potenziale der Wasserstraße besser nutzen
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Binnenschiffe werden an den 
Containerterminals nur noch 
mit mehrtägiger Verspätung 
abgefertigt. Verbindliche Ab-

fertigungstermine gibt es nicht mehr; 
die Wartezeiten zum Laden bzw. Lö-
schen der Fracht betragen im Hafen 
Antwerpen bis zu 96 Stunden. In Rot-
terdam sind es sogar bis zu 120 Stunden. 

Vertreter aus Wirtschaft und Indus-
trie schlagen nun zusammen mit Fir-
menvertretern des Binnenschifffahrts-
gewerbes und des BDB Alarm, denn 
Wartezeiten beim Umschlag von bis 
zu einer Woche sind unzumutbar. Con-
tainercarrier in der Binnenschifffahrt 
können unter diesen Umständen die 
Einhaltung ihrer Fahrpläne nicht mehr 
garantieren. Entstehende Mehrkosten 
für das Löschen an anderen Terminals, 
zum Beispiel um Termine zu halten, 
können keinesfalls durch die Dienst-
leister bzw. deren beauftragende Ver-
lader geschultert werden. „Folgekosten 
durch verpasste Seeschiffsabfahrten 
bzw. verspätete Gestellungen von Con-
tainern liegen außerhalb unseres Ver-
antwortungsbereichs“, argumentiert 
die Branche, die sich selber häufig als 
„Spielball“ in Abfertigungsabläufen in 
den Seehäfen sieht und mit enormem 
Mehraufwand und zusätzlichen Kosten 
zu kämpfen hat.

Der Wirtschaftsstandort Deutsch-
land leidet massiv unter dieser Situa-
tion in den Westhäfen. Und auch um-
weltpolitisch ist die derzeitige Situation 
ein Trauerspiel. Immer mehr Container-
verkehre werden zurzeit aus der Not 
heraus auf die Straße verlagert, weil die 
Zuverlässigkeit den Kunden der Verla-
der gegenüber keine andere Wahl lässt. 
Und die derzeit niedrigen Wasserstän-
de am Rhein verhindern, dem Stau in 

den Seehäfen schlicht mit mehr Schiffs-
raum im Hinterland zu begegnen. 

Die Ursachen dieser unhaltbaren Zu-
stände liegen nicht in Wetterkapriolen 
oder ähnlichem begründet, sondern 
sind in weiten Teilen hausgemacht. 
Die Fusion der großen Seereedereien 
mit komplett neuen Abfahrtplänen 
sorgt seit Monaten weltweit für Chaos 
in der Abfertigung. Große Seetermi-
nals in den Westhäfen bewegen sich 
mit einer Auslastung von 90 % an der 
Grenze des Machbaren. Auch die bisher 
als Bypass genutzten Terminals sind in-
zwischen ausgelastet. Der Cyberangriff 
auf ein großes Seeterminal im Juni hat 
die Abfertigung zusätzlich ins Stocken 
gebracht. Alle Versprechungen der Ter-
minalbetreiber, diese Situation nun 
kurzfristig in den Griff zu bekommen, 
haben sich als haltlos erwiesen. 

Wirtschaftsvertreter, die Binnen-
schifffahrtsbetreiber mit dem BDB 
und Vertreter von Terminal und Hafen 
hatten dazu in den letzten Monaten 
gemeinsame Konzepte verabredet, die 

auch Wirkung zeigten, nun aber wieder 
ins Gegenteil umzuschlagen scheinen. 
Auch die Seehäfen Rotterdam und Ant-
werpen bemühen sich im Rahmen von 
Gesprächsrunden auf höchster Füh-
rungsebene und mit sämtlichen Betei-
ligten um eine Beseitigung der Misere.

Die Forderung von Industrie und 
Wirtschaft sowie der Binnenschiff-
fahrtsunternehmen ist daher ein-
deutig: „Es genügt uns nicht, dass in 
gemeinsamen Gesprächen mit Termi-
nalbetreibern Besserung gelobt wird. 
Die Seehäfen sind aufgefordert, die Ab-
fertigungsprobleme endlich operativ in 
den Griff zu bekommen. Dazu müssen 
auch den Binnenschifffahrtsunterneh-
men verbindliche Abfertigungstermi-
ne gegeben werden, damit Planungen 
nicht immer wieder über den Haufen 
geworfen werden müssen oder von 
einer Vertröstung zur anderen gehan-
gelt wird. Dies alles muss nun zeitnah 
geschehen, damit die Erfolgsstory ‚Con-
tainer in der Binnenschifffahrt‘ fortge-
schrieben werden kann!“

Massive Verzögerungen beim Containerumschlag in den Seehäfen

Hausgemachte Probleme belasten  
Industrie und Binnenschifffahrt
Die Containerabfertigung in den Seehäfen Rotterdam und Antwerpen gerät zuneh-
mend zum Desaster: Bereits seit Ende Mai kommen die Terminals dort mit der Ab-
fertigung nicht mehr hinterher. Sowohl bei den ausgehenden Verkehren in Richtung 
Übersee, als auch bei der Verschiffung von Containern in das Hinterland kommt es zu 
massiven zeitlichen Verzögerungen.
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Überarbeitete BSI-Kritisverordnung in Kraft

Binnenschifffahrt als Betreiber  
kritischer Dienstleistungen erfasst
Ende Mai 2017 hat die Bundesregierung der überarbeiteten BSI-Kristisverordnung  
zugestimmt, die am 30. Juni 2017 in Kraft getreten ist. Gesetzliche Grundlagen für die 
Verordnung sind das IT-Sicherheitsgesetz und das Gesetz über das Bundesamt für  
Sicherheit in der Informationstechnik (BSIG), die wichtige Infrastrukturen besser vor 
digitalen Angriffen schützen sollen. 

Die überarbeitete BSI-Kritis-
verordnung verpflichtet nun-
mehr auch die Betreiber kri-
tischer Infrastrukturen im 

Sektor Transport und Verkehr sowie Fi-
nanzen und Gesundheit zur Einhaltung 
gesetzlich definierter IT-Mindestsicher-
heitsstandards. Insofern können jetzt 
auch Unternehmen im Binnenschiff-
fahrtsgewerbe unter den Regelungsbe-
reich der Vorschriften fallen. Bereits im 
Jahr 2016 verpflichtete die BSI-Kritisver-
ordnung die Sektoren Energie, Informa-
tionstechnik und Telekommunikation, 
Wasser sowie Ernährung. 

Hintergrund für die gesetzlichen 
Regelungen zur Erhöhung der Sicher-
heit informationstechnischer Systeme 
ist die zunehmende IT-Durchdringung 
und Digitalisierung, die zwar große öko-
nomische Potenziale eröffnet, gleich-
zeitig aber auch neue Gefährdungsla-
gen durch gezielte Cyber-Angriffe auf 
IT-Infrastrukturen von Unternehmen 
zulässt.

Das BSIG richtet sich in erster Linie 
an Betreiber sog. kritischer Infrastruk-
turen. Nach dem Gesetz sind kritische 
Infrastrukturen Einrichtungen und 
Anlagen, die den oben genannten 
Sektoren angehören und von hoher 
Bedeutung für das Funktionieren des 
Gemeinwesens sind. Dies ist der Fall, 
wenn durch ihren Ausfall oder ihre 
Beeinträchtigung erhebliche Versor-
gungsengpässe wie zum Beispiel bei 
der Versorgung der Allgemeinheit mit 
Gütern oder sonstige Gefährdungen 
für die öffentliche Sicherheit eintre-
ten würden. Entscheidend ist damit 
die Frage, nach welchen Kriterien und 
Schwellenwerten die Unternehmen der 
Binnenschifffahrt unter die Definition 
der Betreiber kritischer Infrastruktu-
ren fallen. Der BDB hat das politische 

Gesetzliche Verpflichtungen nach dem BSIG

Binnenschifffahrtsunternehmen, die über die vorgenannten betroffenen Einrichtungen 
verfügen und den Schwellenwert erreichen oder überschreiten, unterliegen folgenden 
Verpflichtungen:

Kontaktstelle
Das betroffene Unternehmen muss binnen sechs Monate nach Inkrafttreten der BSI-
Kritisverordnung dem Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) eine 
Kontaktstelle nennen. Das BSI hat dem BDB folgende Kontaktdaten mitgeteilt:

Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik
KRITIS-Büro
Telefon: +49 (0)228 99 9582 6166; Fax: +49 (0)228 99 10 9582 6166
Email: Kritische.Infrastrukturen@bsi.bund.de

Alle Vorgänge rund um die Registrierung, die Datenerfassung, die Rückfragen zur Regis-
trierung und zur IT-Sicherheit bearbeitet das sog. KRITIS-Büro.

Vorkehrungspflichten
Betreiber kritischer Infrastrukturen (KRITIS-Betreiber) sind verpflichtet, angemessene 
technische und organisatorische Vorkehrungen zur Vermeidung von IT-Sicherheitsfäl-
len zu treffen, die sich an dem jeweiligen Stand der Technik zu orientieren haben. Die 
Vorkehrungen sind von den Unternehmen binnen zwei Jahre nach Inkrafttreten der BSI-
Kritisverordnung umzusetzen. Unter IT-Sicherheitsfälle definiert das Gesetz Störung- 
en der Verfügbarkeit, Integrität, Authentizität und Vertraulichkeit informationstechni-
scher Systeme, Komponenten oder Prozesse, die für die Funktionsfähigkeit der kritischen 
Infrastrukturen maßgeblich sind. Organisatorische und technische Vorkehrungen sind 
danach angemessen, wenn der dafür erforderliche Aufwand nicht außer Verhältnis zu 
den Folgen eines Ausfalls oder einer Beeinträchtigung der betroffenen kritischen Infra-
struktur steht.

Der Begriff „Stand der Technik“ ist nach Auskunft des BSI bewusst unbestimmt for-
muliert, da die technische Entwicklung meist schneller als die Gesetzgebung ist. Da-
her habe es sich bewährt, in Gesetzen auf den „Stand der Technik“ abzustellen, statt zu 
versuchen, konkrete technische Anforderungen bereits im Gesetz festzulegen. Was zu 
einem bestimmten Zeitpunkt „Stand der Technik“ ist, lässt sich zum Beispiel anhand 
existierender nationaler oder internationaler Standards und Normen ermitteln.

Das BSI kann beim KRITIS-Betreiber die Einhaltung der Vorkehrungspflichten über-
prüfen. Der KRITIS-Betreiber hat dem BSI zu diesem Zweck das Betreten der Geschäfts- 
und Betriebsräume auch während der üblichen Betriebszeiten zu gestatten und auf Ver-
langen Schriftstücke etc. vorzulegen und Auskunft zu erteilen.

Nachweispflichten
KRITIS-Betreiber haben mindestens alle zwei Jahre gegenüber dem BSI nachzuwei-
sen, dass sie die geforderten IT- Sicherheitsvorkehrungen getroffen haben. Der Nach-
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Verfahren zur Überarbeitung der BSI-Kritisverordnung kritisch 
begleitet und insbesondere den ursprünglich zu niedrigen und 
fehlerhaft ermittelten Schwellenwert für die Binnenschifffahrt 
aktiv beeinflusst.

Voraussetzungen zur Anwendung  
der BSI-Kritisverordnung
Als betroffene Einrichtungen für die Erbringung der kritischen 
Dienstleistung des Güterverkehrs fallen in der Binnenschiff-
fahrt „Anlagen oder Systeme zur Disposition von Binnenschif-
fen“ unter den Anwendungsbereich der BSI-Kritisverordnung. 
Hierzu zählt die Verordnung „IT-Anwendungen zum Schiffs-
raummanagement einschließlich der Flottentelematik sowie 
Anlagen und Systeme zum Datenaustausch über EDI“. 

Der Personenverkehr der deutschen Binnenschifffahrt wird 
ausdrücklich aus dem Geltungsbereich ausgenommen.

 Der Schwellenwert, ab wann Binnenschifffahrtsunterneh-
men mit ihren „Anlagen oder Systemen“ zur Disposition von 
Binnenschiffen unter den Anwendungsbereich fallen, richtet 
sich nach der disponierten Transportleistung in Tonnenkilome-
ter pro Jahr und beträgt 345.500.000 tkm/Jahr.

Diesem Schwellenwert liegt die durchschnittliche Trans-
portleistung aus dem Jahre 2015 von 691 Tonnenkilometern zur 
Versorgung einer Person zu Grunde und wird auf einen Regel-
schwellenwert für 500.000 versorgte Personen hochgerechnet. 
Der Schwellenwert von 500.000 versorgten Menschen wurde 
deswegen gewählt, weil nach Meinung des Verordnungsgebers 
ein Ausfall oder eine Beeinträchtigung der Versorgung von 
500.000 oder mehr Menschen mit einer wichtigen Dienstleis-
tung zu einer Versorgungskrise in der Bundesrepublik Deutsch-
land führen könnte, die nicht ohne Weiteres gelöst werden 
kann. Ausfälle oder Beeinträchtigungen von Anlagen in dieser 
Größenordnung sind daher für Deutschland besonders „kri-
tisch“ und sollen dabei möglichst verhindert werden.

Das Unternehmen hat den Versorgungsgrad seiner Anlage 
und damit den Schwellenwert für das zurückliegende Kalen-
derjahr jedes Jahr bis zum 31. März des Folgejahres zu ermitteln 
und gilt dann bei Erreichen oder Überschreiten des Schwellen-
wertes ab dem 1. April als kritische Infrastruktur. Ist der Schwel-
lenwert bereits im Jahr 2016 erreicht oder überschritten, gilt die 
Anlage als kritische Infrastruktur. 

weis kann durch Übermittlung einer Auflistung der zu diesem 
Zweck bei dem Unternehmen durchgeführten Sicherheitsaudits, 
Prüfungen oder Zertifizierungen einschließlich der dabei aufge-
deckten Sicherheitsmängel erfolgen. Entsprechende Audits, Prü-
fungen und Zertifizierungen sind nach der Gesetzesbegründung 
von dazu nachweislich qualifizierten Prüfern bzw. Zertifizierern 
durchzuführen. Das Bundesamt kann die Vorlage der Dokumen-
tation, die der Überprüfung zugrunde gelegt wurde, verlangen. 
Es kann bei Sicherheitsmängeln die Beseitigung dieser Mängel 
anordnen.

Meldepflichten
KRITIS-Betreiber haben Störungen der Verfügbarkeit, Integrität, 
Authentizität und Vertraulichkeit ihrer informationstechnischen 
Systeme, Komponenten oder Prozesse, die zu einem Ausfall oder 
zu einer erheblichen Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit 
der von ihnen betriebenen kritischen Infrastrukturen geführt 
haben oder führen können, unverzüglich über die Kontaktstelle 
an das BSI zu melden. Die Meldung muss umfangreiche Anga-
ben zu allen relevanten Hintergründen des IT-Sicherheitsfalles 
enthalten, einschließlich technischer Informationen und der 
vermuteten Ursachen, der betroffenen Informationstechnik, der 
Art der betroffenen Einrichtung sowie zur erbrachten kritischen 
Dienstleistung und zu den Auswirkungen der Störungen auf 
diese Dienstleistung. Die Nennung des Betreibers ist nur dann 
erforderlich, wenn die Störung tatsächlich zu einem Ausfall oder 
einer Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der kritischen In-
frastruktur geführt hat.

Ordnungswidrigkeiten
Für die Nichteinhaltung wesentlicher Pflichten sieht das Gesetz 
eine Bußgeldandrohung vor. Diese liegt bei maximal 50.000 
Euro. Verstößt ein Unternehmen allerdings gegen eine Anord-
nung des BSI, einen aufgetretenen Sicherheitsmangel zu besei-
tigen, kann ein Bußgeld bis maximal 100.000 Euro angeordnet 
werden.
 
Sonderthema: Tankschifffahrt
Die Tankschifffahrt wurde bereits in der Begründung zur BSI-
Kritisverordnung aus dem Jahr 2016 für den Sektor Energie als 
Verkehrsträger zur Kraftstoff- und Heizölverteilung genannt und 
damit verpflichtet. Nunmehr werden die Kriterien und Schwel-
lenwerte der betroffenen Einrichtungen der Tankschifffahrt in 
der überarbeiteten BSI-Kritisverordnung nochmals konkretisiert. 
Danach gilt:

Als betroffene Einrichtungen für die Erbringung der kriti-
schen Dienstleistungen fallen in der Tankschifffahrt „Anlagen 
oder Systeme von Aggregatoren zum Vertrieb von Kraftstoff und 
Heizöl“ unter den Anwendungsbereich der BSI-Kritisverordnung. 
Hierzu zählt die Verordnung „Anlagen oder IT-Systeme, die zur 
Disposition insbesondere von Tankkraftwagen, Kesselwagen 
oder Binnenschiffen verwendet werden, mit dem Ziel, den Ver-
trieb von Kraftstoffen und Heizöl abzuwickeln, zu koordinieren 
oder zu optimieren, unabhängig davon, ob durch die Anlage oder 
das IT-System Verbraucher beliefert werden“. 

Der Schwellenwert, ab wann ein Unternehmen der Tank-
schifffahrt mit seinen Anlagen oder IT-Systemen unter den 
Anwendungsbereich fallen beträgt für die Gesamtmenge der 
verteilten Menge Kraftstoff 420.000 Tonnen/Jahr und für die Ge-
samtmenge der verteilten Menge Heizöl 620.000 Tonnen/Jahr.

Gesetzliche Verpflichtungen nach dem BSIG
Hinsichtlich der gesetzlichen Verpflichtungen gibt es für die 
Tankschifffahrt keine Besonderheiten im Vergleich zu den be-
troffenen Binnenschifffahrtsunternehmen des Sektors Trans-
port und Verkehr.
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Allgemeine Situation  
der Fahrgastschifffahrt
Die Personenschifffahrt – und hier insbesondere die Ta-
gesausflugsschifffahrt – ist naturgemäß von äußeren, 
nicht beeinflussbaren Faktoren wie Wasserständen und 
dem Wetter besonders abhängig. Dies erschwert es der 
Branche, die vor allem durch kleine und mittelständische 
Betriebe und zahlreiche Familienunternehmen geprägt 
ist, ihren wirtschaftlichen Erfolg in einem Geschäftsjahr 
bzw. einer Saison abzuschätzen. Gerade vor diesem Hin-
tergrund muss unserer Ansicht nach darauf geachtet wer-
den, die Branche nicht noch zusätzlich mit überzogenen 

Rechtsvorschriften und hohem Verwaltungsaufwand zu 
überziehen. Außerdem muss sichergestellt sein, dass die 
Unternehmen flexiblen Zugriff auf die für den Betrieb ih-
rer Schiffe und die Betreuung ihrer Gäste notwendigen 
Mitarbeiter erhalten, was gerade im Saisonbetrieb immer 
wieder ein großes Problem darstellt. Hier sollten auf dem 
Arbeitsmarkt nicht zu hohe Hürden aufgebaut werden, 
um die schwierige Personalsituation nicht noch weiter zu 
verschärfen.

Der Kostendruck auf die Unternehmen in der Fahr-
gastschifffahrt ist in den vergangenen Jahren allerdings 
nicht nur durch aufwendigere Personalakquise und hö-

Tourismuspolitischer Dialog in Berlin

BDB reicht 6-Punkte-Papier  
zur Fahrgastschifffahrt ein
Am 21. Juni 2017 fand in Berlin der Tourismuspolitische Dialog der SPD-Bundestagsfraktion statt. 
Zu diesem Anlass hat der BDB ein 6-Punkte-Papier für die Fahrgastschifffahrt erstellt und es in die 
Veranstaltung eingebracht. Im Rahmen dieser Veranstaltung vertrat BDB-Geschäftsführer Jens 
Schwanen die Interessen der Fahrgastschifffahrt.  Die Unterlage beschäftigt sich mit wesentlichen  
Problemen, Perspektiven und Chancen für die Branche und unterstreicht die große Bedeutung 
der deutschen „Weißen Flotte“ für den Tourismus in Deutschland. Die tourismuspolitische Spre-
cherin der SPD, MdB Gabriele Hiller-Ohm, hat die Punkte aus dem Positionspapier aufgearbeitet 
und angekündigt, sie mit in die 19. Legislaturperiode zu nehmen. Im Folgenden stellt Report die 
wesentlichen Inhalte des Positionspapiers dar:

Die SPD-Bundestagsfraktion lud zum Tourismuspolitischen Dialog nach Berlin ein
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here Auflagen gestiegen. Insgesamt sind die Fahrgäste 
deutlich anspruchsvoller geworden, wodurch die Nach-
frage nach besonderen und individualisierten Angeboten 
steigt, die zusätzliche Investitionen erfordern. Das tradi-
tionelle Geschäft mit organisierten Gruppen entwickelt 
sich hingegen rückläufig. 
 
Stellenwert des Tourismus stärken
Die Tagesausflugs- und Flusskreuzfahrtschifffahrt spielt 
in der deutschen Binnenschifffahrt eine gewichtige Rolle. 
In den letzten Jahren wurden insbesondere in der Kabi-
nenschifffahrt kontinuierliche Zuwächse registriert. 2015 
waren 983 Tagesausflugsschiffe mit einer Kapazität von 
207.131 Personen und 60 Fahrgastkabinenschiffe mit einer 
Bettenkapazität von 8.670 in das deutsche Binnenschiffs-
register eingetragen. Damit verfügt Deutschland über 
die größte „Weiße Flotte“ Europas. Die Binnenschifffahrt 
ist also eine feste Größe im Tourismusgeschäft Deutsch-
lands. Aus diesem Grund muss gewährleistet sein, dass 
die deutsche Personenschifffahrt in den maßgeblichen 
Gremien und Fachausschüssen der Tourismusbranche 
adäquat vertreten ist und in die Arbeit dieser Gremien 
engmaschig eingebunden wird, um die fachliche Exper-
tise und Kompetenz einbringen zu können.

Wichtig für eine weitere erfolgreiche Entwicklung 
des Tourismus in Deutschland ist auch die Vermarktung 
Deutschlands als Reiseland im Ausland. Dies ist Kernge-
schäft der Deutschen Zentrale für Tourismus e.V. (DZT). 
Das BMWi fördert die DZT aufgrund eines Beschlusses 
des Deutschen Bundestages mit derzeit rund 30 Millio-
nen Euro im Jahr. Unterstützt wird die DZT außerdem von 
ihren aktuell 73 Mitgliedern und 14 Förderern, zu denen 
touristische Unternehmen und Marketingorganisatio-
nen sowie wichtige Verbände der Branche gehören. Diese 
Arbeit wird auch von den Unternehmen in der Personen-
schifffahrt als sehr wichtig erachtet. Deshalb wird dafür 
plädiert, die Fördermittel für die DZT deutlich anzuheben, 
um den Stellenwert des Tourismus in Deutschland zu er-
höhen. In diesem Zusammenhang wird auch angeregt, 
das Amt eines Tourismusstaatssekretärs zu schaffen, um 
die große Bedeutung der Branche zu unterstreichen.

Personenbeförderung auf Sportbooten
Nach einem langen Diskussionsprozess hat das BMVI im 
April 2017 mit dem Referentenentwurf einer „Fünften 
Verordnung zur Änderung der BinSchUO“ eine Neure-
gelung der Beförderung von Personen mit Sportbooten 
auf den Weg gebracht, die voraussichtlich Anfang 2018 
in Kraft treten wird. Die Unternehmen der etablierten 
Personenschifffahrt, die hohe bauliche und nautische 
Standards erfüllen müssen, bedauern, dass es nach dem 
aktuellen Entwurf möglich sein wird, mit sog. „Fahrgast-
booten“ (einer neu eingeführten Kategorie) künftig bis 
zu 35 Personen auf einer Vielzahl deutscher Wasserstra-
ßen zu befördern, ohne dass diese einen gleich hohen 
Sicherheitsstandard erfüllen müssen wie die Fahrzeuge 
der „Weißen Flotte“. Das Gewerbe und der BDB sind wei-
terhin der Ansicht, dass es im Interesse eines durchgän-
gig hohen Sicherheitsniveaus auf den Wasserstraßen die 

beste und konsequenteste Lösung gewesen wäre, dass für 
Wasserfahrzeuge, die mehr als 12 Personen transportie-
ren, die Anforderungen der BinSchUO und der sonstigen 
für die „Weiße Flotte“ verbindlichen Rechtsvorschriften 
zu Grunde gelegt werden.

§ 24 Beschäftigungsverordnung
§ 24 Nr. 3 der Beschäftigungsverordnung sieht vor, techni-
sches Personal aus Drittstaaten auf Binnenschiffen beschäf-
tigen zu können, ohne dass es der Zustimmung zur Erteilung 
eines Aufenthaltstitels bedarf. Für Personal, das auf Perso-
nenfahrgastschiffen für den Service bzw. die Bedienung und 
Gästebetreuung zuständig ist, gilt dies nur im grenzüber-
schreitenden Verkehr. Andernfalls ist eine Zustimmung 
nach durchgeführter Einzelfallprüfung notwendig.

Letztgenannte Regelung erschwert es den Unterneh-
mern in der Fahrgastschifffahrt, dringend benötigte Mit-
arbeiter im Servicebereich zu akquirieren. Insgesamt sind 
aktuell 31.800 freie Stellen in Tourismus-, Hotel- und Gast-
stättenberufen gemeldet, wobei es erhebliche Schwierig-
keiten gibt, diese mit geeignetem Personal zu besetzen. 
Es wäre daher eine erhebliche Erleichterung (und auch 
sinnvoll, um dem Fachkräftemangel in diesem Bereich zu 
begegnen), wenn auch im nicht grenzüberschreitenden 
Verkehr Mitarbeiter – genau wie beim technischen Perso-
nal auf Binnenschiffen – aus Drittstatten ihre Arbeit auf-
nehmen können, ohne dass es einer vorigen Zustimmung 
nach langwieriger Prüfung bedarf. Eine weitere Möglich-
keit wäre es, Berufe im Hotel- und Gastronomiegewerbe 
als sog. „Mangelberufe“ im Rahmen der Fachkräfteeng-
passanalyse des BMAS auf eine Positivliste aufzunehmen. 

Tarifvorbehalt in der Arbeitszeitverordnung
In seinem ersten Entwurf einer Umsetzungsverordnung 
der europäischen Arbeitszeitrichtlinie für die Binnen-
schifffahrt hatte das BMAS in § 9 gefordert, dass die dort 
vorgesehenen abweichenden Regelungen für die Fahr-
gastschifffahrt nur durch Tarifvertrag oder auf Grund ei-
nes Tarifvertrags zur Anwendung kommen können. Der 
BDB und das Gewerbe hatten dies ausdrücklich kritisiert, 
da ein solcher Tarifvorbehalt in der Richtlinie selbst nicht 
vorgesehen ist. Zu begrüßen ist daher, dass sich im folgen-
den Referentenentwurf kein Tarifvorbehalt mehr findet. 
Dies ist auch folgerichtig, da mit der Richtlinie schließlich 
eine europaweite Harmonisierung der Arbeitszeit in der 
Binnenschifffahrt angestrebt wird. Eine isolierte Lösung 
Deutschlands würde zu einer Wettbewerbsverzerrung 
und Benachteiligung deutscher Unternehmen in der 
Personenschifffahrt im Vergleich mit Mitbewerbern aus 
dem europäischen Ausland führen. 

Hinzu kommt, dass für das gastronomische Personal 
gar kein Tarifvertrag besteht und von den Tarifpartnern 
auch nicht angestrebt wird. Das Führen zweier verschie-
dener Systeme zur Erfassung der Arbeitszeit auf einem 
Schiff für Nautik und Gastronomie bedeutet eine Störung 
betrieblicher Abläufe, eine potenzielle Störung des sozi-
alen Friedens an Bord sowie einen hohen Verwaltungs-
aufwand. Daher sollte die Richtlinie 1:1 in deutsches Recht 
umgesetzt werden.

Außerdem wurde in dem Papier auf die Kernforderungen 
des BDB zur neuen EU-Richtlinie für die Qualifikationen ein-

gegangen. Zu diesem Themenkomplex sei auf den ausführ-
lichen Beitrag (S. 4/5) in diesem Heft verwiesen.
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Aktuelles vom Schulschiff

Auszubildendenzahlen  
konstant
Der Deutsche Industrie- und Handels-
kammertag (DIHK) hat die bundes-
weiten Auszubildendenzahlen für die 
anerkannten Ausbildungsberufe im 
Jahr 2016 ausgewertet. Für die Binnen-
schifffahrt ergab sich dabei folgendes 
Bild: Im Jahr 2016 bestanden insgesamt 
bundesweit 321 Ausbildungsverhält-
nisse (2015: 328). 36 der Azubis waren 
weiblich. Die Zahl der neu abgeschlos-
senen Ausbildungsverhältnisse lag bei 
141. Zur Prüfung traten 123 Auszubil-
dende an. Von ihnen bestanden 110 und 
konnten in das Berufsleben starten. Ih-
nen winkt nun eine viel versprechende 
Zukunft mit guten Aufstiegschancen in 
der Binnenschifffahrt.

Wieder gut besuchter Dialog 
mit den Ausbildern
Das Schulschiff-Team lud am 1. Juni 
2017 wieder zum „Offenen Dialog mit 
den Ausbildern“ auf das Schulschiff ein. 
Zahlreiche Vertreter der Ausbildungs-
betriebe, die ihre Azubis während des 
Berufsschulblocks (Lehrgang Nr. 259) 
an Bord beherbergen, nutzten die Gele-
genheit, ins Gespräch zu kommen. Der 
Austausch wurde seit dem Lehrgang 258 
wieder als regelmäßige Veranstaltung 
etabliert. Angesprochen wurden eine 
Reihe aktueller Themen, u.a. die bevor-
stehenden Umbaumaßnahmen an Bord.

Spannende Duelle  
bei Kickerturnier
Das Schulschiff-Team hat am 16. Mai 
2017 die mittlerweile dritte Auflage des 
sich großer Beliebtheit erfreuenden 
Kickerturniers an Bord veranstaltet. 
Wieder waren die Teilnehmer mit viel 
Spaß, Emotionen und Kampfgeist bei 
der Sache und lieferten sich spannende 
Duelle. Die Mannschaft des Schulschiffs 
konnte dabei den ersten Platz erfolg-

reich verteidigen. Das Kickerturnier hat 
sich – obwohl erst 2016 ins Leben geru-
fen – mittlerweile als beliebte Freizeit-
veranstaltung an Bord etabliert.

Schulschiff bei 
Drachenbootrennen
Das Schulschiff war am 11. Juni 2017 
wieder, wie bereits 2015 und 2016, bei 
der beliebten Drachenbootregatta im 
Duisburger Innenhafen vertreten. Im 

„Fun Cup“, an dem 8 Teams teilnah-
men, kam die Mannschaft der ange-
henden Binnenschiffer auf den 5. Platz. 
Die Auszubildenden verbrachten einen 
vergnüglichen Tag im Innenhafen und 
wurden von folgenden Unternehmen 
tatkräftig mit zahlreichen Sachspenden 
unterstützt: Haeger & Schmid, EWT, 
Wittig, Navilux Schifffahrt, Reederei 
Deymann, Topvending, Bäckerei Wilms 
und Imperial Shipping. Das Schulschiff-
Team dankt allen Unternehmen für das 
Sponsoring!

Feuerlöschboot besucht
Einige Auszubildende des Lehrgangs Nr. 
259 auf dem Schulschiff besuchten am 
15. Mai 2017 ein Feuerlöschboot der Duis-
burger Feuerwehr und fuhren durch den 
Duisburger Hafen. Das Schulschiff bietet 
immer wieder interessante Exkursio-
nen an, die den Azubis die Möglichkeit 
offerieren, verschiedene Bereiche des Das Kickerturnier ging in die dritte Runde

Diese Schiffsjungen und -mädchen starteten beim „Fun Cup“
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Systems Wasserstraße kennenzulernen. 
Der Ausflug zum Feuerlöschboot gehört 
mittlerweile zu den „Klassikern“.

Mahmut Özdemir (SPD) zu Besuch
Besuch aus Berlin erhielt das Schul-
schiff-Team am 14. Juni 2017 vom 
Duisburger Bundestagsabgeordneten 
MdB Mahmut Özedmir (SPD). Beglei-
tet wurde er von Herrn Markus Dorok  
vom Bezirksamt Homberg/Ruhrort/
Baerl. Im Zentrum des Besuches stand 
das Kennenlernen des neuen Schul-
schiff-Leiters Volker Müßig. Das Schul-
schiff-Team hieß Herrn Özdemir und 
Herrn Dorok gern an Bord Willkommen 
und freut sich auf das nächste Zusam-
mentreffen.

125 Jahre Schiffer-Berufskolleg
Das Schiffer-Berufskolleg RHEIN (SBKR) 
feiert in diesem Jahr sein 125-jähriges 
Bestehen. Das bedeutet gleichzeitig 
125 Jahre Binnenschiffer-Ausbildung 
in Duisburg. Zu diesem Anlass veran-
staltete das Kolleg am 26. Juni 2017 ei-
nen Festakt im Museum der Deutschen 
Binnenschifffahrt in Ruhrort. Das Pro-
gramm wurde federführend von den 
Schülern gestaltet, die während des 
Berufsschulkurses an Bord des Schul-
schiffs „Rhein“ des BDB untergebracht, 
verpflegt und in Arbeitsgemeinschaf-
ten betreut werden. Schulschiff-Leiter 
Volker Müßig hielt im Rahmen des Fest-
aktes eine Rede. Das SBKR legte zum Ju-
biläum eine ausführliche Chronik auf.

Schiffsjungen retten Schafe 
Zwei Mal wurden einige Schiffsjungen 
auf dem Schulschiff am Freitag, 7. Juli 
2017, zu Rettern. Am Nachmittag trie-
ben gleich zwei Schafe im Homberger 
Freihafen. Eines der Tiere konnten die 
Azubis von der Landseite aus an das 
sichere Ufer bringen, das zweite trieb 
auf der gegenüberliegenden Uferseite 
des WSA zwischen den Booten. Kur-
zerhand setzten die Schiffsjungen mit 
einem Nachen über und konnten auch 
dieses Schaf aus seiner misslichen 
Lage befreien. Die Schafe sind wohlauf, 
wurden von ihrem Schäfer abgeholt 
und werden das Schulschiff sicher in 
bester Erinnerung behalten! WAZ, RP 
und sogar die Bild haben berichtet.

(v.l.n.r.) MdB Mahmut Özdemir (SPD), Schulschiff-Leiter Volker Müßig,  
Ausbilder Martin Böll und Markus Dorok (Stadt Duisburg)

Ausflug zum Feuerlöschboot

Dieses Schaf wurde aus seiner misslichen Lage befreit
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3. Binnenschifffahrtsaufgabenänderungsgesetz

Zunehmende Digitalisierung der  
Wasserstraße beschlossen
Das Bundeskabinett hat im März 2017 das 3. Gesetz zur Änderung des Binnenschiff-
fahrtsaufgabengesetzes (3. BinSchAufgÄndG) beschlossen. Das Regelwerk, zu dessen 
Entwürfen der BDB mehrfach Stellung genommen hatte, trat schließlich nach Verkün-
dung im Bundesgesetzblatt in Kraft.

Grundlage für den  
Umgang mit Daten
Durch das Gesetz werden vor dem Hin-
tergrund des verstärkten Einsatzes von 
Binnenschifffahrtsinformationsdiensten 
(RIS), insbesondere auch durch die Ein-
führung einer AIS-Nutzungsverpflich-
tung, Erhebung, Verarbeitung und Nut-
zung von Daten durch die WSV geregelt. 
Das Gesetz bildet eine Rechtsgrundlage 
für die WSV, die von den Binnenschiffen 
ausgesendeten AIS-Daten z.B. für Ver-
kehrs-, Unfall-, Schleusen- und Liegestel-
lenmanagement oder für eigene statisti-
sche Zwecke nutzen zu können. 

Die Dienststellen der WSV dürfen, 
insbesondere soweit dies für Verkehrs-
informationen und Verkehrsmanage-
ment erforderlich ist, Schiffsname, 
Register, See- und Küstenfunkstellen-
kennzeichnungen, IMO-Schiffsnummer, 
einheitliche europäische Schiffsnum-
mer, Unterscheidungssignal oder Funk-

rufzeichen, Typ, Länge und Breite des 
Wasserfahrzeuges, Art, Länge und Brei-
te eines Verbandes, Baujahr, Nationa-
lität, Tragfähigkeit oder Verdrängung, 
Tiefgang, Maschinenleistung, Anzahl 
und Größe von Schubleichtern oder ge-
schleppten Gefäßen, höchstzulässige 
Fahrgastzahl bei Tagesausflugsschif-
fen sowie die Anzahl der Betten bei 
Kabinenschiffen als Daten von in das 
Schiffsregister eingetragenen Schif-
fen erheben, verarbeiten und nutzen. 
Hinzu kommen weitere Daten wie 
Start- und Zielhafen, letzter Fahrtweg, 
Fahrtrichtung, Position zum Zeitpunkt 
der Datenerhebung, Geschwindigkeit, 
Fahrtrichtung sowie Ladungsdaten, 
insbesondere Güterart, HS-Code, Lade-
hafen, Größe der Ladung in Tonnen und 
weitere Angaben bei Gefahrgut. Über-
mittelt werden dürfen die Daten z.B. 
zur Durchführung von im Einzelnen be-
nannten Verwaltungsaufgaben an das 

BMVI, im Zuge von durch die WSV oder 
das BMVI beauftrage Forschungsvorha-
ben, an EU-Organe und EU-Einrichtun-
gen, über- und zwischenstaatliche Stel-
len, internationale Organisationen und 
das Statistische Bundesamt.

Keine Verfolgung von  
Ordnungswidrigkeiten
Wie vom BDB gefordert, gestattet das 
Gesetz nicht, Ordnungswidrigkeiten 
und Straftaten mithilfe der gesammel-
ten Daten zu verfolgen. Eine Ausnahme 
bilden Straftaten, die im Zusammen-
hang mit dem Schiffsverkehr stehen. 
Erhobene personenbezogene Daten 
müssen unverzüglich gelöscht werden, 
sobald sie für die Erfüllung der im Ge-
setz beschriebenen Aufgaben nicht 
mehr benötigt werden. 

Der WSV ist es außerdem gestattet, 
die Daten zur Durchführung des jewei-
ligen Warentransports (ausgenommen 
o.g. Daten zu Ladung und Gütern) an 
Schiffsführer, Frachtmakler, Flotten-
manager, Terminalbetreiber, Verlader, 
Spediteure und die Hafenbehörden  
zu übermitteln. Den Transportbeteilig-
ten ist es untersagt, die Daten an Drit-
te weiterzugeben, andernfalls drohen 
Sanktionen. Erlaubt ist nur die Spei-
cherung und Nutzung zur Durchfüh-
rung des jeweiligen Warentransports. 
Nach dessen Abschluss müssen die 
gespeicherten Daten unverzüglich ge-
löscht werden. Es obliegt der WSV, die 
Transportbeteiligten auf diese Pflichten 
hinzuweisen. Es soll nicht vorgesehen 
sein, dass die WSV selbst die Daten an  
die Transportbeteiligten übermittelt, so 
dass eine technische Möglichkeit wäre, 
dass der Schiffsführer selbst bestimmt, 
wer die von der WSV bereitgestellten 
Daten einsehen darf. Auch dies hatte 
der BDB in einer Stellungnahme zum 
Entwurf des Gesetzes angeregt.

Der Umgang mit AIS-Daten wurde gesetzlich geregelt
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Deutsches Verkehrsforum  
zu AGVO
Die Europäische Kommission hat Mitte 
Mai 2017 die überarbeitete Allgemei-
ne Gruppenfreistellungsverordnung 
(AGVO) verabschiedet. Das Deutsche 
Verkehrsforum (DVF) begrüßte, dass 
damit künftig auch hafenrelevante In-
frastrukturen von der Notifizierungs-
pflicht freigestellt werden können, 
wenn eine bestimmte Investitionssum-
me nicht überschritten wird. Das DVF 
lobte weiter u.a. die praxisgerechte Re-
gelung des Investitionsbegriffs, hatte 
aber die Hoffnung, dass Investitionen 

in die allgemeine Verkehrsinfrastruk-
tur in der AGVO deutlicher von Beihil-
fen abgegrenzt werden. Das beglei-
tende Analyse-Register weise in dieser 
Sache zwar in die richtige Richtung, sei 
jedoch nicht rechtlich bindend. „Die Öf-
fentliche Hand und die Häfen brauchen 
Rechtssicherheit. Die staatliche Finan-
zierung hafenbezogener Infrastruktu-
ren ist volkswirtschaftlich notwendig. 
Sie darf nicht als Beihilfe in Frage ge-
stellt werden“, so der stellvertretende 
DVF-Geschäftsführer Dr. Florian Eck. 
Der BDB hat im Verbund mit zahlrei-
chen anderen Organisationen auf eine 

praxisgerechte Anpassung der AGVO 
gedrungen und hierbei auch Schreiben 
an die Entscheidungsträger in Brüssel 
mitgetragen.

QUINWALO:  
27 Azubis erhielten Urkunden
Auch die dritte Auflage des Weiterbil-
dungsprogramms QUINWALO (Qua-
lification Inland Waterway Logistics) 
von IHK Duisburg und Schifferbörse 
zu Duisburg-Ruhrort fand große Reso-
nanz. 27 Absolventen erhielten am 16. 
Mai 2017 von der IHK Duisburg ihre 
Zertifikate. Das Programm richtet sich 
unter dem Motto „Verkehrsverlagerung 
beginnt in den Köpfen“ an Auszubil-
dende in der Logistik. In neun Terminen 
wurde den Absolventen von erfahre-
nen Praktikern die Leistungsfähigkeit 
des Verkehrsträgers Binnenschifffahrt 
näher gebracht. Der vierte Durchgang 
von QUINWALO ist für 2018 geplant. 
Ziel ist es, die Weiterbildungsmöglich-
keit künftig ortsunabhängig für Nach-
wuchskräfte aus ganz Deutschland 
zugänglich zu machen. Der BDB unter-
stützt das QUINWALO-Programm in der 
Kammer Duisburg.

Steigender Güterumschlag  
in Rottderdam
Der Hafen Rotterdam konnte seinen 
Güterumschlag im ersten Quartal des 
Jahres 2017 im Vergleich zum Vorjah-
reszeitraum um 2 % auf 119,3 Mio. t stei-
gern. Dabei wurde der größte Zuwachs 
im Containerverkehr erzielt, was vor 
allem auf die gesteigerte Leistung des 

Der BDB hat eine praxisgerechte Anpassung der AGVO gefordert

Diese Auszubildenden nahmen erfolgreich an der dritten Auflage von „QUINWALO“ teil

kurz gemeldet
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Containerhafens Maasvlakte 2 zurück-
zuführen ist. Im Containerumschlag 
konnte der Hafen Rotterdam eine Stei-
gerung von 8,8 % im gleichen Zeitraum 
verzeichnen (auf 3,3 Mio. TEU). Damit 
habe man im Containerumschlag das 
beste Quartal aller Zeiten erreicht, teil-
te der Hafen mit. Für 2017 insgesamt 
rechnet der Hafen Rotterdam mit einer 
Zunahme im Containerumschlag um 
mindestens 3 % im Vergleich zum Jahr 
2016.

Tagung der  
Moselkommission in Trier
Die Moselkommission tagte am 12. Mai 
2017 unter luxemburgischem Vorsitz 
in Trier. Die Moselkommission teilt in 

ihrer Mitteilung über die Sitzung mit, 
dass der Technische Ausschuss den 
Delegierten vorgeschlagen hat, die 
Einrichtung und den zeitlich befriste-
ten Betrieb zweier Parkplätze auf dem 
Gelände der Schleuse Grevenmacher in 
Luxemburg zu befürworten. Die Schiff-
fahrt werde durch das Projekt nicht be-
einträchtigt. In der Moselschifffahrts-
polizeiverordnung musste u.a. § 9.05 
zur Meldepflicht angepasst werden. 
Die Änderungen wurden von der Mo-
selkommission genehmigt und treten 
am 1. Dezember 2019 in Kraft. Der Ab-
gabenausschuss der Moselkommission 
hat nach Überprüfung der verkehrli-
chen Entwicklung auf der Mosel in 2016 
vorgeschlagen, den Tarif für die Schiff-

fahrtsabgaben nicht zu ändern. Die im 
Rahmen der Sitzung vorgestellten In-
formationsdokumente (u.a. Jahres- und 
Verkehrsbericht) stehen unter www.
moselkommission.org zum Download 
bereit.

„Erlebniswelt  
WasserstraSSe“ eröffnet
Anlässlich des 25-jährigen Jubiläums 
des Main-Donau-Kanals (MDK) wurde 
am 24. Juni 2017 in der Gösselthalmüh-
le, Stadt Beilngries (Landkreis Eichstätt) 
die „Erlebniswelt Wasserstraße“ er-
öffnet. Die interaktive Ausstellung ist 
deutschlandweit die erste ihrer Art und 
ein Geschenk der WSV zum 25-jährigen 
Bestehen des Kanals, auf dem seit sei-
ner Eröffnung jährlich rund 6 Mio. t Gü-
ter befördert werden. Die Ausstellung 
behandelt auf zwei Etagen Themen wie 
das Element Wasser, die Wasserwirt-
schaft Bayerns, die Wasserüberleitung 
über den Kanal und das Seeland nach 
Franken und natürlich den Verkehrs-
träger Binnenschifffahrt selbst. An ei-
nem Simulator können die Besucher 
selbst ein Gefühl für das Steuern eines 
Binnenschiffs bekommen. Um die Er-
lebniswelt in der Region als beliebtes 
Touristenziel etablieren zu können, 
wird u.a. die Anlegestelle am Kanal für 
Tagesausflugsschiffe vergrößert. Weite-
re Informationen rund um das 25-jäh-
rige Bestehen des Kanals gibt es unter 
www.kanaljubilaeum.de.

Lahn: Dialogprozess beginnt
Das WSA Koblenz erstellt als Projekt-
partner des integrierten EU-LIFE-Pro-

16

Der Hafen Rotterdam konnte seinen Umschlag steigern
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jekts „LiLa - Living Lahn“ bis zum Jahr 
2025 ein Entwicklungskonzept für die 
Lahn. Es soll eine Antwort darauf ge-
ben, wie die Zukunft der Wasserstraße 
aussieht und wird im Dialog mit Inte-
ressengruppen, Verwaltungen, Bürgern 
und weiteren Vertretern in der Region 
erarbeitet. Dieser Prozess startet im 
September 2017 mit einer Veranstal-
tungsreihe in Bad Ems, Limburg und 
Gießen. Das WSA Koblenz lädt dazu ein, 
sich an dem Dialog zu beteiligen. Wei-
tere Informationen gibt es unter www.
lila-livinglahn.de.

Binnenschifffahrt für  
Antwerpen immer wichtiger
Die Binnenschifffahrt und die Güter-
bahn werden im Hinterlandverkehr 
von und nach Deutschland für den Ha-
fen Antwerpen immer wichtiger. Dies 
belegt die Entwicklung des Modal Split. 
So entfielen von den 68,1 Mio. t im ver-
gangenen Jahr auf den Lkw 31,4 Mio. t, 
auf das Binnenschiff 25 Mio. t und auf 
die Bahn 11,7 Mio. t. Für den Modal Split 
bedeutet dies 46,1 % für den Lkw 36,7 % 
für die Binnenschifffahrt und 17,2 % 
für die Bahn. Den höchsten Mengenzu-
wachs hatte damit mit 8,3 % die Bahn, 
gefolgt vom Binnenschiff (7,3 %) und 
dem Lkw (4,3 %).

Symposium zu  
Rheinniedrigwasser in Basel
Die ZKR veranstaltet am 20. und 21. Sep-
tember 2017 in Basel ein Symposium 
zum Niedrigwasser auf dem Rhein. Die 
Veranstaltung wird in Zusammenar-
beit mit der KHR (Kommission für die 
Hydrologie des Rheingebietes) und der 
IKSR (Internationale Kommission zu 
Schutz des Rheins) in englischer Spra-
che durchgeführt. Die Veranstaltung 
steht allen Interessierten offen. Weitere 
Informationen, auch zur Anmeldung, 
gibt es unter www.chr-khr.org. 

Liegeplätze:  
BDB weist auf Defizit hin
In einem Schreiben an die GDWS in 
Bonn hat der BDB auf das Defizit an Lie-
ge- und Autoabsetzplätzen am Rhein 
hingewiesen. Der seit sieben Jahren in 
der Diskussion befindliche Entwurf be-
züglich Planung von Autoabsetzplätzen 
am Rhein befindet sich leider deutlich 
in Verzug. Der BDB hat darauf hinge-
wiesen, dass ein dichtes Netz an Liege- 
und Autoabsetzplätze dringend nötig 
ist, damit die Binnenschifffahrt die ge-
setzlich vorgeschriebenen Liege- und 
Ruhezeiten einhalten kann. In einem 

Antwortschreiben hob Prof. Witte her-
vor, dass in den letzten Jahren deutlich 
gestiegene Umweltanforderungen zu 
einem umfassenden Abstimmungspro-
zedere und einem zusätzlich durchzu-
führenden Planrechtsverfahren geführt 
hätten. Der GDWS-Präsident räumte 
ein, dass aufgrund der begrenzten Per-
sonalressourcen der WSV bei einer Auf-
gabenmehrung eine Konkurrenz des 
Liegestellenprojektes mit systemrele-
vanten Bauwerken besteht. Für die Lie-
gestelle an der Außenmole Bingen lie-
ge eine technische Planung sowie eine 
umweltfachliche Untersuchung vor, für 
die Liegestelle Mainz solle voraussicht-
lich Ende 2017 das Planfeststellungsver-
fahren eröffnet werden, schreibt Prof. 
Witte zu den nächsten Teilschritten im 
Liegestellenprojekt. 

Neue AwSV verabschiedet
Die Verordnung über Anlagen zum Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen 
(AwSV) wurde am 21. April 2017 im Bun-
desgesetzblatt veröffentlicht und tritt 
zum 1. August 2017 vollständig in Kraft. 
Die Verordnung löst die bisher gelten-
den Länderverordnungen ab und regelt 
die Einstufung von Stoffen und Gemi-
schen nach ihrer Gefährlichkeit, die 
technischen Anforderungen, die Anla-
gen erfüllen müssen, die mit diesen Stof-

fen und Gemischen umgehen, sowie die 
Pflichten der Betreiber dieser Anlagen.

BDB und DST zu  
Forschungsförderung
In Abstimmung mit dem DST hat der 
BDB gegenüber dem Bundeswirt-
schaftsministerium zu den Entwür-
fen der Förderrichtlinien „Maritimes 
Forschungsprogramm“ und „Echtzeit-
dienste für die Maritime Sicherheit“ 
Stellung genommen. Darin wurde 
die langjährige Forderung des Ver-
bandes betont, dass für das deutsche  
Binnenschifffahrtsgewerbe ermöglicht 
werden soll, dass auf Basis von Anre-
gungen aus der Wirtschaft auch Einzel-
vorhaben – statt nur Verbundvorhaben 
– gefördert werden können. Deren Ko-
ordinierung auch durch Hochschulen 
bzw. Forschungseinrichtungen – statt 
nur Unternehmen – sollte ebenfalls 
zugelassen werden. Der BDB wies ins-
besondere darauf hin, dass die Branche 
aufgrund ihrer Besonderheiten – auch 
wegen der schwierigen Marktsituation 
– in der Regel nicht in der Lage ist, For-
schungsvorhaben durchzuführen oder 
zu koordinieren. Deshalb ist eine Locke-
rung der Regelungen wünschenswert, 
um einen Modernisierungs- und Inno-
vationsschub in der deutschen Binnen-
schifffahrt einleiten zu können.

In Basel findet ein Symposium zum Niedrigwasser statt
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BDB zu personellen  
Engpässen an Schleusen
BDB-Präsident Martin Staats hat sich in 
einem Brief an das WSA Aschaffenburg 
gewandt und auf die unbefriedigende 
Situation an den Mainschleusen Of-
fenbach und Mühlheim aufmerksam 
gemacht. An beiden Bauwerken war 
es bedingt durch personelle Engpässe 
zu der Situation gekommen, dass der 
24-Stunden-Betrieb nicht aufrechter-
halten werden konnte. Dies sei insbe-
sondere vor dem Hintergrund, dass alle 
Mainschleusen einen 24-Stunden-Be-
trieb haben und die Schiffe durch den 
Ausfall einer oder zweier Schleusen 
ihre Reise unterbrechen müssen, eine 
äußerst unbefriedigende Situation. 
Der Verbandspräsident machte deut-
lich, dass durch den Ausfall nur einer 
Schleuse bereits die Durchlässigkeit des 

gesamten Verkehrsweges nicht mehr 
gegeben ist und regte in dem Schrei-
ben an, mit den Mitarbeitern des WSA 
im Falle von akuten Problemen eine 
abgestimmte Vorgehensweise mit dem 
regional zuständigen BDB-Bezirksaus-
schuss zu vereinbaren. Dieses Ange-
bot nahm das WSA Aschaffenburg in 
seinem Antwortschreiben an und si-
cherte zu, dass die Gewährleistung des 
24-Stunden Betriebs weiterhin Ziel sei. 

50 Jahre Sozialer  
Dialog bei der EU
Seit 50 Jahren beraten die europäischen 
Sozialpartner in der Binnenschifffahrt 
im Sozialen Dialog auf Einladung der 
EU-Kommission. Dieser Dialog feiert 
dieses Jahr sein 50-jähriges Bestehen. 
Für die Arbeitgeberseite verhandeln 
und diskutieren die europäischen Bin-
nenschifffahrtsverbände EBU und ESO 
dabei mit der europäischen Gewerk-
schaft ETF unter fachlicher Begleitung 
der Kommission. Schwerpunkte der 
jüngeren Vergangenheit bildeten u.a. 
die Arbeitszeitrichtlinie für das Gewer-
be und eine Neuordnung der Berufs-
qualifikationen. Gerade gestartet ist 
das von der EU geförderte Projekt „TA-
SCS“, in dem eine Überarbeitung der Be-
satzungsvorschriften, die seit rund 30 
Jahren im Wesentlichen unverändert 
sind, untersucht wird. Der BDB nimmt 
regelmäßig an den Sitzungen des Sozi-
alen Dialogs in Brüssel teil.

Gut besuchter  
IVR-Kongress in Würzburg
Zum diesjährigen Kongress der IVR tra-
fen sich am 1. und 2. Juni 2017 in Würz-

Gastredner auf dem IVR-Kongress: MDir Reinhard Klingen (BMVI)
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burg über 215 Mitglieder und Gäste. Die 
Veranstaltung widmete sich aktuellen 
Themen wie der Umsetzung und Fol-
gen der von der EU per Verordnung er-
lassenen Abgasgrenzwerten (NRMM) 
sowie den Konsequenzen für den 
Frachtführer in der Binnenschifffahrt 
bei fehlenden Angaben über Contai-
nergewicht und Containerinhalt. Der 
Kongress fand in Würzburg statt. Dieser 
Tagungsort wurde auch gewählt, um 
die Bedeutung des Main-Donau-Kanals 
zu würdigen, der vor 25 Jahren eröff-
net wurde. Im nächsten Jahr steht ein 
weiteres bedeutendes Jubiläum an: die 
Mannheimer Akte wird 2018 ihren 150. 
Geburtstag feiern. Theresia Hackstei-
ner, IVR-Generalsekretärin, ging in ihrer 
Ansprache in der Generalversammlung 
auf die Bedeutung dieses institutionel-
len Rahmens für die Binnenschifffahrt 
ein. Die Mannheimer Akte habe maß-
gebend zur industriellen Entwicklung 
und Prosperität der Rheinuferstaaten 
beigetragen, betonte sie. Reinhard Klin-
gen, Ministerialdirektor im BMVI, hob 
die beabsichtigten Maßnahmen im 
Bereich der Wasserstraßeninfrastruk-
tur hervor und betonte, dass im BVWP 
2030 insg. 22 Maßnahmen an Rhein, 
Main, Mosel, Donau, Neckar und im 
westdeutschen Kanalnetz vorgesehen 
sind. Für die Verwaltung seien außer-
dem 200 Stellen ausgeschrieben wor-
den, um dem Mangel an Fachkräften in 
der WSV zu begegnen.

EBU-Geschäftsbericht 2016/2017
Der europäische Dachverband der Bin-
nenschifffahrt EBU hat seinen aktuel-
len Geschäftsbericht „Annual Report 
2016/2017“ veröffentlicht. Darin blickt 
die EBU auf die geleistete Arbeit in 
2016/2017 zurück und analysiert die 
Lage der Binnenschifffahrt in verschie-

denen Kapiteln, u.a. Infrastruktur, In-
novationen, CDNI, CESNI und Sozialer 
Dialog. Der Bericht steht unter www.
ebu-uenf.org zum Download bereit.

Weser: Sechs Uferrück- 
verlegungen zugesagt
In einem Schreiben an den Wirtschafts-
verband Weser e.V. hat das BMVI zuge-
sagt, der Forderung nach Realisierung 
der noch ausstehenden und seit Jahren 
planfestgestellten neun Uferrückverle-
gungen im Bereich zu enger Fahrwas-
serkurven teilweise nachzukommen 
und sechs Uferrückverlegungen bis 
2020 fertigzustellen. Zwar verbleiben 
dann immer noch drei Uferrückver-
legungen mit einer Gesamtlänge von  
1,4 km, die noch realisiert werden sollten. 
Zumindest sei es aber gelungen, die bis-
lang vom BMVI geplanten Begegnungs-
verbote im Bereich der nicht ausgeführ-
ten Uferrückverlegungen um über 80 % 
zu verringern, teilte der Verband mit. 

Publikation zu Wirkungsweisen 
eines Donau-Containerschiffs
Im Berliner Uni-Edition-Verlag ist in der 
Reihe „Geographie in der Praxis“ Band 
6 mit dem Titel „Wirkungseffekte eines 
neuen Donau-Container-Schiffs auf das 
europäische Wasserstraßen- und Ha-
fensystem – Eine Analyse aus verkehrs- 

und wirtschaftsgeographischer Pers-
pektive“ erschienen. Das Werk wurde 
von Dr. Nico Flüthmann unter wissen-
schaftlicher Betreuung von Prof. Dr. Ru-
dolf Juchelka (Institut für Geographie 
an der Universität Duisburg-Essen) ver-
fasst und ist für 49,90 Euro u.a. direkt 
beim Verlag Uni-Edition erhältlich.   

Dr. Karl Heinz Kühl verstorben 
Am 20. Mai 2017 ist Dr. Karl Heinz Kühl, 
ehemaliger Präsident des BDB, ver-
storben. 1968, nach seiner Tätigkeit als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter und Ge-
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schäftsführer des Vereins zur Wahrung 
der Rheinschifffahrtsinteressen e.V., be-
rief die Fendel Schiffahrts AG (spätere 
Stinnes Reederei AG bzw. nachfolgend 
RS PartnerShip AG) Herrn Dr. Kühl in 
ihren Vorstand. Im Januar 1971 wurde 
er zum Vorsitzenden des Vorstands des 
Unternehmens bestellt. Im November 
1975 wurde Karl Heinz Kühl zum Vize-
präsidenten und im Juli 1986 zum Prä-
sidenten des BDB gewählt. Besonders 
hervorzuheben ist seine Arbeit als Deut-
scher Regierungskommissar bei der 
Zentralkommission für die Rheinschiff-
fahrt in Straßburg, die durch ihn viele 
Impulse erhalten hat. Als Präsident der 
Internationalen Arbeitsgemeinschaft 
der Rheinschiffahrt e.V. und als Vizeprä-
sident der Niederrheinischen Industrie- 
und Handelskammer Duisburg-Wesel-
Kleve hat er der Binnenschifffahrt viele 
wertvolle Dienste erwiesen. Das gilt 
auch für sein Wirken als Präsident der 
Schifferbörse Duisburg-Ruhrort. Neben 
der Diskussion aktueller Probleme der 
Binnenschifffahrt widmete er sich auch 
der allgemeinen Verkehrspolitik. Nach 
seinem altersbedingten Ausscheiden 
bei der Stinnes Reederei AG legte Kühl 
im Juni 1992 auch seine Ämter im BDB 
nieder. Damit hat Dr. Kühl fast sein ge-
samtes Berufsleben der Binnenschiff-
fahrt gewidmet. Der BDB wird Herrn 
Dr. Karl Heinz Kühl stets ein ehrendes 
Andenken bewahren.

Wasserstandsschwankungen 
auf dem Neckar
Nachdem im Mai und Juni 2017 nach 
starken Erhöhungen des Wasserstan-
des binnen kurzer Zeit in der Ilveshei-
mer Schlinge drei Jugendliche und 
zwei Angler gerettet werden muss-
ten, berieten das WSA Heidelberg, der 
Kraftwerkbetreiber Neckar AG, die WSP 
sowie die Stadt Mannheim über geeig-
nete Maßnahmen. Der Kraftwerksbe-
treiber kündigte an, Kraftwerksausfälle 
in Feudenheim sowie Abflusswellen 
im Neckar mit mehr als 50 Kubikme-
ter pro Sekunde der Integrierten Leit-
stelle Mannheim zu melden. Zudem 
soll durch präventive Maßnahmen wie 
Schilder und Mitteilungsblätter auf  
die Wasserstandsschwankungen hin-
gewiesen werden. Das WSA stimmt mit 
Polizei und Kommunen ab, an welchen 
Stellen die Schilder aufgestellt werden.

Verkehrsinvestitionsbericht 2015
Die Bundesregierung hat ihren „Ver-
kehrsinvestitionsbericht für das Jahr 
2015“ vorgelegt. Die Ausgaben für die 

Bundeswasserstraßen umfassen den 
Angaben zufolge für die Bereiche In-
vestitionen, Betrieb und Unterhaltung 
sowie Verwaltung ein Gesamtvolumen 
von 1,84 Mrd. Euro im Jahr 2015. Die 
Gesamtausgaben für Investitionen in 
die Bundeswasserstraßen hätten, Infra-
strukturbeschleunigungsprogramme 
und EU-Mittel eingeschlossen, 760,1 Mio. 
Euro betragen. Davon seien in Erhaltung 
und Ersatz der verkehrlichen Infrastruk-
tur 593 Mio. Euro und für Aus- und Neu-
baumaßnahmen 102 Mio. Euro inves-
tiert worden, heißt es in dem Bericht.

Kurz korrigiert
In der letzten Ausgabe von Report hat 
sich auf S. 15 in der Bildunterschrift 
zum Beitrag „EBU Event: Forderung 
nach gut ausgebauten Wasserstraßen“ 
ein Fehler eingeschlichen. Herr Mark 
Frequin wurde dort fälschlicherweise 
als „niederländischer Verkehrsminis-
ter“ bezeichnet. Tatsächlich übt Herr 
Frequin das Amt „Directeur-generaal 
Bereikbaarheid“ im niederländischen 
Ministerium für Infrastruktur und Um-

welt (ministerie van Infrastructuur en 
Milieu) aus. 
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